
In der Senatssitzung am 10. Oktober 2023 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
26.09.2023 

S 4 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 10.10.2023 

Geplanter vorhabenbezogener Bebauungsplan in der Seewenjestraße in 
Bremen-Gröpelingen 

Anfrage für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft  

A. Problem 

Die Fraktion der SPD hat für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft folgende Anfrage an den 
Senat gestellt: 
 
Wir fragen den Senat: 

1. Wie weit sind die Planungen hinsichtlich eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
in der Lissaer Straße Ecke Seewenjestraße in Bremen-Gröpelingen vorangeschritten 
und gibt es insbesondere Pläne seitens des Vorhabenträgers, auf die Realisierung des 
angedachten Bauvorhabens zu verzichten, bzw. dieses an anderer Stelle im Bremer 
Westen zu realisieren? 
 

2. Welche städtebaulichen Vorgaben hinsichtlich der Art und des Maßes der 
Bodennutzung verfolgt der Senat an dieser Stelle? 
 

3. Wie stellt der Senat sicher, dass der heute dort existierende Lebensmittelmarkt auch 
in Zukunft zur Versorgung der angrenzenden Wohngebiete dienen kann? 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
Antwort zu Frage 1: 
Das Projekt ist weit fortgeschritten. Der Investor hat in enger Abstimmung mit der Stadtplanung 
alle planungsrechtlichen Themen lösen können, so dass die Planung der städtischen 
Deputation für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung im November 2023 zur Auslegung 
vorgelegt wird. Pläne seitens des Vorhabenträgers, auf die Umsetzung der Planung zu 
verzichten oder diese an einem anderen Standort zu erstellen sind der Senatorin für Bau, 
Mobilität und Stadtentwicklung nicht bekannt. 
Antwort zu Frage 2: 
Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung verfolgt hier ein kleines, 
gemischtgenutztes Quartier mit mehrgeschossigem Wohnungsbau, wovon 30% unter den 
geförderten Wohnungsbau fallen, einer Kita, einem Kinder- und Bildungszentrum und einem 
Ersatzneubau für den vorhandenen wohnortnahen Lebensmittelmarkt zu entwickeln. 
Dementsprechend soll im Bebauungsplan ein Urbanes Gebiet festgesetzt werden. Mit dem 
Investor erfolgte eine Verständigung auf eine angemessene Dichte, die sich in das 
städtebauliche Umfeld einfügt. Im nördlichen Plangebiet nimmt die Geschossigkeit auf bis zu 
drei Geschosse ab, um auf die angrenzende Reihenhausbebauung an der Bromberger Straße 



 

 

Rücksicht zu nehmen. Das Maß der Nutzung wird durch eine Grundflächenzahl von 0,5 und 
eine Höhenfestlegung der geplanten Gebäudekörper gemäß der Vorhabenplanung, sowie 
Mindest- und Maximalgeschosszahlen festgesetzt. Im Bereich des Lebensmittelmarktes ist zur 
Herstellung von Stellplätzen und einer Tiefgarage eine Grundflächenzahl von 0,6 zulässig. 
Rechnerisch ergibt sich mit diesen Festsetzungen eine maximale Geschossflächenzahl von 
1,21. Beide Werte bleiben somit deutlich unter den gesetzlichen Orientierungswerten für 
Obergrenzen in Urbanen Gebieten.   
Antwort zu Frage 3: 
Der Lebensmittelmarkt ist klarer Bestandteil der Planung. Mit dem Bebauungsplan wird die 
planungsrechtliche Zulässigkeit des Lebensmittelmarktes gesichert. Da es sich hier um einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt, verpflichtet sich der Vorhabenträger in einem 
Durchführungsvertrag, der vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes zwischen 
Vorhabenträger und der Stadtgemeinde Bremen abgeschlossen wird, zur Umsetzung der 
abgestimmten Vorhabenplanung und somit auch zur Errichtung des Lebensmittelmarktes.  

C. Alternativen 

Werden nicht vorgeschlagen. 

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 

Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder 
genderrelevanten Auswirkungen. 

E. Beteiligung / Abstimmung 

Nicht erforderlich. 

F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale 
elektronische Informationsregister steht nichts entgegen. 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Bau, Mobilität und 
Stadtentwicklung vom 26.09.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der 
SPD in der Fragestunde der Stadtbürgerschaft zu. 
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